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¿utöjiäiscfic KtiUuzftcUuk ?

Integrierung europäischer Kulturzusammenhänge

Wir  leben in einer Zeit der 
Auseinandersetzung zwisdien 

zwei Ausbildungsprinzipien: dem 
der Zweckbezogenheit imd dem 
der Persönlidikeitsentwidilung. Das 
erstere Prinzip umfaßt die spezi­
fisdie, tedinisdie (audi im Sinne 
geistiger Tedinik) oder, anders ge­
sagt, „fadilidie“ A usriditung — 
eigentlidi sollte man, ohne damit 
ein herabsetzendes Urteil abgeben 
zu wollen, von einer ,A brid itung“ 
spredien, näm lidi der zwedcbezo- 
genen Unterweisung für bestimmte 
Aufgabenber6idie, die mit der viel­
fältigeren Gestaltung des modernen 
Lebens in  allen seinen Zweigen 
immer enger gezogen werden. Das 
zweite Prinzip erhebt den Ansprudi, 
eine integrale A usgestaltung der 
m ensdilidien Gesamtpersönlidikeit 
bew irken zu wollen; es ist das 
Ideal der „alma m ater“ im klassi­
sdien Sinne.

In den großen M assenstaaten — 
allen voran der Sowjetunion, aber 
audi in  Amerika — wird uns die 
frühzeitige Spezialisierung trotz 
m andien Lippendienstes vor dem 
A ltar des „neuen Sow jetm ensdien' 
oder der „American w ay of life“ 
vorexerziert: Als ihr Prüfstein gilt 
der tedm isdi-organisatorisdie Er­
folg. Können wir demgegenüber 
unser Ideal der Integralbildung be­
wahren?

D ie B edeu tung des Zertifikat*

Die Frage muß anders lauten: 
W ird dieses Ideal — wurde es bis­
her erreidit? Ist n id it mindestens 
der akadem isdie Bildungsbetrieb, 
dessen damals sdion imtergehende 
Fossilität Thorsten Veblen zu An­
fang des Jahrhunderts für die USA 
so ätzend ironisierte, längst zum 
Zerrbild geworden — zur Jagd nadi 
dem frühen Titel, nadi dem Redit 
darauf, sidi bald spezialisieren zu 
dürfen? So gesehen, kann man sa­
gen, daß das Studium in Europa 
den Triumph des Fadiw issens nur 
um ein paar Jah re  hinaussdiob — 
und während des Studiums tra t an 
die Stelle der einstigen Kommers­
atm osphäre der Kotau vor dem

Prüfungsbereohtigten. Die W urzel 
allen Übels dürfte hier in der Mo­
nopolisierung des Bildungswesens 
durdi den S ta a t, zu sudien sein. 
Im M ittelalter galt als Gelehrter 
derjenige, der Latein und die klas- 
sisdie Tradition beherrsdite — 
heut' w ürde A lbertus Magnus ohne 
Besdieinigung sdieitern . . .

Es mag nodi hingehen, daß der 
moderne M ensdi ohne Zertifikat 
n id it nadi oben aufsteigt, daß sidi 
das System der M andarinenaus­
wahl, wie es vom absolutistisdien 
China erfunden wurde, längst auf 
uns übertragen hat. A ber dieses 
Reidi der Han, in dem der Sdireib- 
pinsel triumphierte, hatte  eines vor 
uns voraus: Es w ar ein W eltreidi, 
das einen Kulturkreis umfaßte. Das 
Bildungsmonopol unserer Zeit ist 
das des N ationalstaates. Gewiß: 
es soll und kann keine deutsdie 
M athematik, keine französisdie 
N aturkunde geben. Aber sind n id it 
Gesdiidite, Literatur, Spradifor- 
mung — audi die Auswahl der 
Frem dspradien — heute nadi wie 
vor von den engen Grenzen be­
stimmt, die uns das Zeitalter des 
Nationalismus besdierte? Erfordern 
nidit die kontinentalen, ja  w elt­
weiten Kontakte des Zeitalters der 
Düsenflugzeuge überblidce und 
Spradiverbindungen, wie sie allen­
falls im britisdien Commonwealth 
und — mit sehr einseitigen Akzen­
ten —  in der französisdien Ge­
meinsdiaft, die heute fast nur nodi 
eine Kulturgem einsdiaft ist, und 
in der iberisdien, die es seit lan­
gem war, gegeben sein mögen?

K u ltu rp o litik  
a ls  S uperkoord in a tor

W ohl setzt uns die Forderung 
nad i einer Integrierung europä­
isdier, ja  weltweiter Kulturzusam­
menhänge dem Vorwurf aus, w ir 
riefen nad i dem Superkoordinator, 
dieweil uns sdion der koordinie­
rende N ationalstaat zum Ärgernis 
wurde. Gewiß: aber nadidem  ein­
mal die Einheit der Latinität in 
Reformation und Frühkapitalismus 
verlorenging, gilt es eben, Brudi- 
stüd^e neu zusammenzusdiweißen.

Eines ist sidier: eine W irtsdiafts­
gemeinsdiaft, sei sie regional- 
europäisdi oder gar ausstrahlend 
nadi überseeisdien Assoziations­
gebieten, muß auf die Dauer 
sdieitern, wenn sie n id it kultu­
rell zusammenwädist. Bei zer­
splitterter Isolierung der Bil­
dungssysteme kann sie das nie.

Hinzu kommt die nüditern-prak- 
tisdie Überlegung, daß für alle ge­
hobenen Berufe, die irgendeines 
Zertifikats bedürfen, die Freizügig­
keit der A rbeitskräfte zur Illusion 
wird ohne die Annäherung der 
Ausbildungsgänge. Dabei wird nie­
mand einer völligen Uniformität 
das W ort reden wollen, die regio­
nale und nationale Eigensdiaften 
ausmerzt.

W iederherstellung  
d er  linguistischen E inheit

A ber man wird sidi vielleidit 
den W ert einer W iederherstellung 
der linguistisdien Einheit überle­
gen müssen. Und da man national 
eitel ist und alle (zahlenmäßig) 
„großen“ Spradien Ansprudi auf 
W eltgeltung erheben, sollte man 
sidii eventuell überlegen, ob nidit 
dort, wo eine Spradie bereits de 
facto zur „lingua franca" eines gan­
zen W issenszweiges wurde, ihr 
audi im U nterridit auf gehobener 
Ebene eine gewisse Priorität zuer­
kannt w erden könnte — beispiels­
weise dem Englisdien in  den Wirt- 
sdiaftsfädiem , dem Italienisdien in 
der K unstw issensdiaft. . .

Die Zielsetzung einer gemeinsa­
men europäisdien Bildung mag für 
die Geistesw issensdiaften verfrüht 
klingen — w enngleidi sie in der 
Einheit der Latinität dereinst 
verw irklidit war. Man wird je ­
dodi das klassisdi-humanistisdie 
Ideal n id it künstlidi w iederbele­
ben können. W ohl beruht auf sei­
ner individualistisdi-geisteswissen- 
sdiaftlidien Komponente jene Kraft, 
die eines Tages audi die . periphe­
ren Gebiete in W est und Ost wie­
der zur Synthese zwingen mag. 
Voraussetzung dafür ist aber die 
Zusammenfassung der kulturellen 
Kräfte Europas selbst, und dazu 
bedarf es vor allem des Verste­
hens. Daraus ergibt sid i das Pri­
mat der lebenden Spradien. Man
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w ird dem glasklaren Französisdi, 
dem Erben der Latinität, das zudem 
an alle Romanen w ie an die eng­
lische Mischsprache (mit ihren 40 ”/o 
romanischer W orte), ferner an die 
Sym pathien v ieler Slawen und N ah­
ostler, A frikaner und Indochinesen 
appellieren kann, dabei wohl etwas 
m ehr Raum einräum en müssen, als 
es unsere Vorliebe für angelsäch­
sische M achtentfaltung imd W irt­
schaftskraft anzudeuten scheint.

K on zession en  a u f a llen  Seiten

Allerdings: Konzessionen wird 
es auf allen Seiten geben müssen. 
D ie romanischen Länder kennen 
eine gewisse Überschätzung des 
Intellektualism us! nicht umsonst 
rühm t man der école polytechnique 
M andarinism us nach. A ndererseits 
ist die zeitlich ausgeglichenere, das 
E lternhaus entlastende Atmosphäre 
der romanischen Schulen mit ihrem 
Nachmittagsunterricht (bei Schul­
speisung!) vielleicht in mancher 
Hinsicht empfehlenswert: weniger 
Hast, systematischere Erziehungs­
einwirkung im echtesten Sinne des 
W ortes. Man w ird eine A nglei­
chung des inneren W ertes der Zeug­
nisse, Diplome und Titel, eine Mil­
derung des starren Auslesesystems, 
einen Abbau des „Schulmäßigen" 
an den U niversitäten zugunsten 
des Eigenstudiums, eine Verbesse­
rung des Kontaktes zwischen Leh­
renden  und Lernenden, nicht zu­
letzt durch Abstimmung des zah­
lenm äßigen V erhältnisses zwischen 
Lehrern und Schülern anstreben 
müssen.

Eines aber erscheint von kardi­
naler Bedeutung: in einer W elt der

technischen Hochleistung muß man 
mit Ortega y  Gasset erkennen, daß 
auch die Kenntnis der Geschichte 
eine A rt von Technik darstellt — 
die Grundlage nämlich für das Zu­
sammenleben der V ölker und für 
jenes Fingerspitzengefühl, wie es 
die Aufrechterhaltung sinnvoller, 
„humanistischer" Staats- und Ge­
sellschaftsformen voraussetzt. Das 
aber ist unmöglich ohne eine A n­
näherung der Geschichtsdeutung, 
zwischen Ländern w ie Kontinen-

ten  — die wichtigste Basis zur 
Überwindung aller A rten  nationa­
ler Kurzsichtigkeit, vom National- 
bis zum Rassenhaß. Diese gemein­
same Geschichtsdeutung ist schwe­
rer als das Erredinen international 
gültiger Formeln — sie allein aber 
b ietet die Formel für eine positive 
neue W elt, die anstelle ständiger 
Zerreißproben m entalitätsbedingte 
Spannungen als Energiequellen für 
gemeinsame Leistungen nutzbar 
macht. (kue.)

Die Praxis schafft den erforderlichen Ausgleich

K ulturpolitik  der Regierungen, 
der Staatsmänner, der Parteien 
richtet sich unausgesprochen in er­
ster Linie auf die Formung des 
Menschen in  Schule, Hochschule 
und verwandten Institutionen, also 
auf das sog. Bildungswesenj die 
Förderung der Künste als Selbst­
zweck tritt h inter diesem Leitge­
danken zurück. Die Ziele solcher 
Bildungsarbeit sind recht verschie­
den; sie spannen sich zwisdien zwei 
Polen: der Formung des I n d i v i ­
d u u m s  zum Selbstbestehen in 
Gesellschaft und W irtschaft — wie 
etwa in den USA — und der Her­
anbildung von K a d e r  m itgliedern 
zur Übernahme bestimm ter Funk­
tionen in einem weitgegliederten 
Staatsapparat — wie in der Sowjet­
union. Verschieden ist auch die In­
tensität, mit der diese Ziele v e r­
folgt werden; sie entspringt durch­
aus n id it nur kulturellen, sondern 
heute wesentlich politischen und 
wirtschaftlichen Überlegungen. Das 
Bild wird verwirrend, wenn wir

erkennen, w ie verschiedenartig die 
W ege sind, die zu den erstrebten 
Zielen führen.

M an n igfa ltigkeit 
d e r  B ildungssystem e

W er durch die Schulen und Hoch­
schulen Europas — oder auch an­
derer Erdteile — wandert, w ird auf 
den ersten Blick m ehr Gemeinsa­
mes als Gegensätzliches zu entdek- 
ken glauben. M an muß sich schon 
sehr vertiefen, um festzustellen, 
wie sich nicht nur Inhalt, sondern 
vor allem Form unterscheiden: 
etwa hier exakte Aneignung von 
Kenntnissen, dort selbständige Ver- 
und Erarbeitung des Stoffes; oder 
hier W eitergabe von W issen, dort 
Anleitung zur Durchdringung und 
Kritik.

Das Prinzip der Einheit von For­
schung und Lehre, ferner das der 
Lernfreiheit — beide erwachsen 
aus den Gedanken von Renaissance 
und Reformation bei der Neu­
schöpfung europäischer Landesuni-
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versitäten — ist im eigentlidien 
Sinne wohl nur nodi zu erkennen 
in Deutsdiland, ö ste rre id i und der 
deutsdien Sdiweiz; die anderen 
Länder Europas haben sidi unter 
mannigfadien Einflüssen mehr und 
mehr davon entfernt.

Redit untersdiiedlidi ist ferner 
die Verteilung des Sdiwergewidi- 
tes von Theorie und Praxis bei der 
Ausbildung. W ährend der Medizi­
ner an den Universitäten Spaniens 
vorwiegend nadi dem Lehrbudi 
ausgebildet wird und ein erhebli- 
dies theoretisdies W issen bei den 
Prüfungen nadiweisen muß, ver­
bringt der französisdie M edizinstu­
dent vom ersten Semester an den 
ganzen Vorm ittag in den Kliniken. 
Deutsdiland besdireitet einen M it­
telweg: indem es den Studenten 
in Ergänzung seiner theoretisch- 
w issensdiaftlidien Arbeit an das 
Krankenbett heranführt. In Italien 
hat — ähnlidi wie in Spanien — 
die theoretisdie Ausbildung das 
übergew idit. Ähnlidie Unter­
sdiiede bestehen in der Ausbil­
dung der Chemiker; hier ist 
Deutsdiland maßgebend in der H er­
anführung der Studenten an die 
praktisdie, d .h . die experimentelle 
Arbeit, die das Kernstüdt des Stu­
diums bildet. Das ist in soldiem 
Maße in keinem anderen Lande 
Europas der Fall. Und wenn wir 
in Deutsdiland vom künftigen 
Fadisdiulingenieur fordern, daß er 
seine theoretisdie Ausbildung erst 
dann beginnen darf, wenn er v o r - 
h e r  mindestens zwei Jahre lang 
die Praxis seines Fadies kennen­
gelernt hat, so liegt hier ein Den­
ken vor, das sidi nidit nur in 
pädagogisdien, sondern audi in 
sozialen Ordnungen wohl erheblidi 
von dem aller anderen Länder Eu­
ropas und der W elt untersdieidet.

W eldie M annigfaltigkeit sehen 
wir innerhalb der Prüfungsformen! 
Der Franzose prüft seine Abituri­
enten vor einer diesen völlig, un­
bekannten Kommission, die an 
den Universitäten ihren Sitz hat; 
ebenso unbekannt ist der möglidie 
Prüfungsstoff und -inhalt. Nur auf 
diese W eise könne — so wird 
argum entiert — w irklidie O bjekti­
v itä t erzielt und gewahrt werden. 
Der deutsdie A biturient legt seine 
Sdilußprüfung vor seinen Lehrern 
ab, die ihn Jahre hindurdi gekannt

haben und seine Begabung wie 
Leistung wesentlidi auf Grund die­
ser Erfahrungen beurteilen — nidit 
nur in der Prüfungssituation. Als 
die Franzosen ihre Prüfungsform 
unm ittelbar nadi dem letzten Kriege 
in der von ihnen besetzten Zone 
Deutsdiländs einführten, ergab sidi 
ein Fiasko; sie erkannten, daß 
diese Form der deutsdien M enta­
lität n id it entspradi, und gaben 
gern zu, daß im deutsdien Modus 
keineswegs weniger „O bjektivität“ 
liege. In England wiederum gibt 
es nur sdiriftlidie Sdiulprüfungeh; 
die A rbeiten des Sdiülers gehen 
ohne Namensangabe an die Prü­
fungskommissionen — die eben­
falls ihren Sitz an den Universitä­
ten haben.

Bei den Hodisdiulprüfungen ge­
hen wir in Deutsdiland von dem 
Gedanken des in sidi gesdilosse- 
nen, einheitlidien Examens am 
Ende des Studiums — oder zum 
mindesten am Ende eines größe­
ren, zusammenhängenden Studien- 
absdinittes — aus. In den meisten 
anderen Ländern Europas und der 
W elt gliedern sidi die akademi- 
sdien Prüfungen in  mehr oder we­
niger Teilabsdinitte, die am Sdiluß 
der einzelnen Semester bzw. Stu­
dienjahre liegen. Die Summe der 
Einzelprüfungen führt zur V erlei­
hung des Absdilußdiploms — wo­
bei in  m andien Ländern die eigen­
artige Situation eintritt, daß zu die­
sem Zeitpunkt die früher nadige- 
wiesenen Kenntnisse entsdiwun- 
den sein k ö n n e n .

Es ist hier nidit der Platz, alle 
V ersdiiedenheiten und Gegensätze 
der Bildungssysteme in Europa 
aufzuzeigen; die gew ählten weni­
gen typisdien Beispiele mögen die 
Situation kennzeidinen.

Ursprung d er M an nigfa ltigkeiten

Dièse V ersdiiedenheiten sind na­
türlidi nidit w illkürlidi gesdiaffen 
worden, etwa auf Grund ausgefal­
lener Ideen von Pädagogen oder 
Politikern. Jedes Volk hat das 
Bildungssystem, das ihm nadi Cha­
rak ter und G esdiidite zukommt 
es ist nidit erfunden, es ist gewadi 
sen. W eldie interessanten Aus 
blidie ergeben sidi, wenn wir z. E 
den jeweiligen V olksdiarakter ver- 
gleidien mit den die Erziehungs­
systeme tragenden Ideen; wenn

wir die ratio des Franzosen, die 
Tatkraft und Nüditernheit des Eng­
länders, das Staats- und Wirt- 
sdiaftsdenken des Amerikaners in 
seinen Bildungsformen wiederfin.- 
den. Aber audi politisdie Ideen 
haben Einfluß: etwa das Planungs­
denken bei den Sowjets; nidit zu­
letzt die aus politisdien Bindungen 
resultierende Übernahme pädago- 
gisdier Gedanken und Formen 
(etwa die des USA-Musters in Ja­
pan, Südkorea und Taiwan oder 
die des sowjetisdien Vorbildes in 
den Ländern Osteuropas).

A us d e r  M annigfaltigkeit 
erw achsende Schwierigkeiten

Immer wieder erleben wir in 
Deutsdiland die Klagen ausländi­
sdier Studierender, daß sie sich an 
unsere Studien- und Prüfungsfor­
men nur unter Mühen anpassen 
können. Die Massen der Auslän­
der — gegenwärtig fast 23 000 — 
kommen aus dem Nahen und Fer­
nen Osten, aus Afrika und Süd­
amerika. Sie wollen ein v o l l ­
s t ä n d i g e s  Studium, d. h. bis zur 
Absdilußprüfung, betreiben und als 
fertige Ärzte, Ingenieure usw. in 
ihre Heimat zurückkehren. Aber 
das, woran uns besonders liegen 
würde, der fluktuierende Austausdi 
von Studenten aus europäisdien 
Ländern, liegt ganz im argen. Der 
völlig anders geartete Studien- und 
Prüfungsrhythmus in fast allen an­
deren Ländern, die damit fehlende 
Freizügigkeit, läßt ein Studium in 
Deutsdiland zu einem Verlustge- 
sdiäft werden. Der französisdie, 
spanisdie, italienische, belgisdie 
usw. Student kann sidi aus dem 
System seiner Jahresprüfungen 
nidit lösen, wenn er nidit das Aus­
landssem ester oder -jahr verlieren 
will. In Holland nimmt der Fadi- 
professor nodi zusätzlich „tenta- 
mina" in kürzeren Abständen ab, 
aus denen er seine Kandidaten 
nicht entlassen kann und will. Bei 
Studenten aus europäisdien Län­
dern an deutsdien Hodisdiulen 
handelt es sidi vorwiegend um 
Germanisten, die e i n  Semester 
oder Jah r in Deutsdiland im Rah­
men ihres Pfliditstudienplanes zu­
bringen.

Alle hier gemaditen Einsdirän­
kungen treffen auf deutsdie Stu­
denten nidit ZU; ihre Studienfrei-
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heit garan tiert ihnen nicht nur in­
haltlichen, sondern auch formalen 
N utzen eines Auslandsstudiums.

D ie R esu lta te  d e r  M an n ig fa ltigke it

W er nun  glaubt, daß aus diesen 
m annigfaltigen Bildungswegen Be­
rufe m it ganz verschiedenartiger 
Leistung hervorgehen, irrt wie­
derum. Unterschiede und Gegen­
sätze zeigen sich noch in der Schluß­
prüfung und unm ittelbar beim Ein­
tr itt in das Berufsleben. Doch nur 
w enige Jah re  praktischer Berufs­
tä tigkeit und -erfahrung vermögen 
einen erstaunlichen Ausgleich zu 
bew irken. Ich persönlich bin über­
zeugt, daß nach diesem Erfahrungs­
und Reifungsprozeß der Arzt in 
Frankreich sich wenig unterschei­
det von seinem  Berufskollegen in 
England, Deutschland, Spanien, 
Holland usw. Dasselbe ist der Fall 
beim  Ingenieur, Techniker, Rechts­
anw alt und bei anderen Berufen. 
Ein M usterbeispiel: französisdie
und deutsche Professoren der Tech­
nik haben  in gemeinsamen Unter­
suchungen festgestellt, daß bei 
a ller V erschiedenheit der Ausbil­
dungsform en und -wege der fran­
zösische Diplom-Ingenieur und der 
französische Doktor-Ingenieur sei­
nem deutschen Fachkollegen durch­
aus gleichwertig ist. Ich selbst habe 
ähnliche Feststellungen getroffen 
bei einem  Vergleich deutscher mit 
belgischen Prüfungen. Diese Unter­
suchungen w erden weiterhin fort­
gesetzt werden.

Solche Feststellungen bilden 
einen Liditblick auf dem Gebiete 
der europäischen Integration kul­
tureller Belange — jedenfalls was 
die berufliche Ausbildung und Lei­
stung betrifft. Anders liegt es bei 
den rein wissenschaftlichen Prü­
fungen, die zur Verleihung akade­
mischer Grade führen. Aus histo­
rischer Tradition gibt es da erheb­

liche W ertunterschiede sowohl in­
nerhalb eines einzelnen Landes als 
besonders zwisdien mehreren euro­
päischen Ländern untereinander. 
Dieses Thema muß jedoch einer 
besonderen Untersuchung Vorbe­
halten bleiben.

Da die Bildungssysteme der alten 
Kulturvölker nicht gemacht, son­

dern gewachsen sind, kann man sie 
n id it wechseln wie ein Hemd. Das 
zeigt sich immer w ieder in  den 
Äquivalenzverhandlungen. Doch 
soll uns das nicht traurig machen. 
„Viele W ege führen nach Rom", 
auch auf kulturellem  Gebiet. Das 
Ergebnis ist entscheidend, nicht 
Form und. Weg. (W.W.)

Nidit regulieren, sondern finanzieren

D en bunten Anzug des europäi­
schen Bildungswesens zur Uniform 
umzuschneidern, davon werden 
selbst eifrige Europa-Fans absehen. 
An verschiedenen Bildungswegen 
und am buntscheckigen Lehrgut 
braucht nämlich, die Idee einer 
europäisch-atlantischen Kulturpoli­
tik nicht zu scheitern. Sie behält 
so zahlreiche Ansatzpunkte der 
supranationalen, staatlichen, kom­
munalen, kirchlichen und privaten 
Veranstaltung und kann so viel 
gemeinsames oder wenigstens all­
gemein verständliches Lehrgut auf­
bieten, daß es eine zweitrangige 
Sorge bleibt, auf weldiem Bil­
dungswege man dem Ziel zustrebt.

L ibera lis ieru n g  m u ß  d ie
F reizü g igkeit e in le iten !

Liberalisierung sollte auch hier 
das Stichwort heißen und die 
wahre Freizügigkeit einleiten. 
Großzügigkeit bei der gegenseiti­
gen Anerkennung von Zeugnissen 
hilft mehr als die Vereinheitlichung 
der Lehrpläne. Lehrer bleiben, doch 

. immer Individuen. Internationale 
Stipendien und Gastdozenturen 
fördern gleichermaßen — gerade 
dann, wenn die Lehrfreiheit hoch 
im Kurs steht. Rockefeller- odei 
Rhodes-Stipendiaten hielten die 
Freundschaft selbst über die Krie­
ge hinweg und bahnten nach ihnen 
die Verständigung rasch wieder an.

Die Berufungspolitik reidisdeut- 
scher, österreichischer, schweizeri­
scher und skandinavischer Hoch­
schulen lieferte vor dem zweiten 
W eltkrieg den Beweis, daß man 
zu Resultaten der europäischen 
Kulturpolitik gelangen kann, ohne 
sie regierungsmäßig institutioneil 
verankert zu haben. Dann hält 
mani sidi auch aus dem Dilemma 
der Handelsblöcfce oder der Neu­
tralen  heraus und kann  bei einem 
Europabegriff bleiben, der so weit 
reidit, wie der Humanismus wirkt. 
Ich denke z. B. an die Handelswis- 
senschaften, die mit der Gründung 
der ersten Handelshochschulen im 
ausgehenden 19. Jahrhundert ge­
radezu eine kontinentaleuropäische 
Entwicklung genommen haben, 
ohne daß etwa Kultusministerien 
diese zu weisen brauchten. Durch 
Übersetzungen kam en die zünden­
den Lehrbücher und Leitfäden zu 
internationaler Geltung und , ver­
tieften den gleichen H abitus der 
Auszubildenden, so daß sie nicht 
nur im Hodischulleben, sondern 
auch in der Praxis, z.B. der inter­
nationalen Konzerne und Kartelle, 
sehr rasch zueinander fanden.

Die Fachsprache war oft eher 
gemeinsam als die Umgangsspra­
che. Aber von der fachlichen Zu­
sammenarbeit griff die Verständi­
gung bis in  die Familien über und
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durdi den Praktikantentausdi unter 
den Söhnen w ieder ins Beruflidie 
zurüdc.

V erheißungsvolle A n sätze

Sidierlidi kann man das gemein­
same Vorgehen durdi die staat- 
lidien und supranationalen Instan­
zen der Kulturpolitik pflegen las­
sen, weil es dann in die Breite 
geht und n id it nur einer vielleidit 
dodi zufälligen Elite Vorbehalten 
bleibt. A ber gesdiieht auf diesem 
Gebiet für den Anfang zu wenig? 
Sind die internationalen Heimsdiu- 
len, Internate, Kollegs, Postgradu­
iertenkurse und Hodisdiulwodien 
bis hin zu den Plänen einer euro­
päisdien U niversität keine ver­
heißungsvollen Ansätze? Das kann 
niemand, der die Dinge ein wenig 
beobaditet, abstreiten.

Regulieren tu t m. E. weniger not, 
als den besten Ansätzen finanziell 
m ehr un ter die Arme zu greifen 
— und zw ar nadi zwei Seiten hin: 
für m ehr Freiplätze als bisher, 
aber audi für eine bessere Dotie­
rung der Lehrkräfte. Mit dem bei 
internationalen kulturellen V eran­
staltungen immer wieder zu hö^en^ 
den Appell: .e rs te  Kräfte sollen do­
zieren, aber m öglidist umsonst!“ — 
kann kein V eranstalter auf lange 
Sidit das N iveau halten, das die 
Sadie verdient. Und das Betteln 
beispielsweise bei den Berufsver­
bänden: unter der Sdiirm herrsdiaft 
des großen Europäers Y veranstal­
ten die und die O rganisationen in X 
eine internationale Tagung, zu der 
sie den ersten Manii' des Fadies 
gewonnen haben; um seine Teil­
nahm e sidierzustellen, bitten wir 
um einen Sdiedc — ist der Sadie 
und aller Beteiligten unwürdig. 
Das M äzenatisdie sollte auszeidi- 
nen, aber n id it den Grundstode

finanzieren. Jenes bringt näm lidi 
erst die Farben des bunten Anzugs 
zur vollen W irkung — durdi Preise, 
eröffnende oder absdiließende Ver­
anstaltungen, A usstellungen usf.

Vieles, w as geschieht,
b le ib t verborgen  i

W eithin ist festzustellen, daß 
von dem, was gesdiieht, nidit ge­
nügend Notiz genommen wird. Ob- 
sdion sidi versdiiedene Gremien, 
w ie z. B. in  Deutsdiland der Stif­
terverband für die W issensdiaft 
und m andie K ulturredaktionen der 
Tageszeitungen, bemühen, den in­
ternationalen kulturellen  Ereignis­
sen Resonanz zu versdiaffen, 
bleibt vieles w eiten Kreisen, audi 
der Berufenen, verborgen. Das gilt 
besonders für Teile der Erwadise- 
nenbildung, wenn sie n id it primär 
den sdiönen K ünsten dienen. W er 
weiß denn sdion Zuverlässiges 
über die internationalen, Teile der 
Bildungsarbeit der Gewerksdiaften 
oder über die Untemehmersemi- 
nare? V ielleidit haftet etwas von 
den Beriditen über die Startver- 
sudie, z. B. über die am erikanisdi- 
deutsdien Unternehmiergesprädie. 
A ber über die Fortführung, dann, 
wenn ihr die N ovität zu fehlen 
beginnt, w ird zu wenig beriditet, 
bbsdion die Lehrpläne und Lehr­
methoden zu einer Auseinander­
setzung, z. B. mit der Fadigelehr- 
samkeit, herausfordern. Den Disput 
braudien  soldie Einriditungen, 
w enn ihnen die Inzudit erspart 
bleiben soll. Ihn vermögen audi 
die Denksdiriften, etwa der mini­
steriellen Beobaditer oder die Ab- 
sdilußberidite von Prüfungskom­
missaren, n id it ganz zu ersetzen, 
so sehr aiudi sie zum Konzept ge­
hören. V ielleidit sind sie unter­
kühlt, w ährend die Prospekte 
der Sendboten soldier europäisdien

UNSER AUSSENHANDELSDIENST . , .

K ulturinstitutionen zu glühend aus- 
fallen. Erst durdi die Hereinnahme 
von Stimmen Unbeteiligter wird 
die m aßgeredite Klangfülle erreidit.

Dann w ird nämlidi audi der 
Einfluß jenes Typs unter den Send­
boten paralysiert, den P. W. Wen- 
ger als Speseneuropäer gekenn­
zeidinet hat. Der hat sidi am Euro­
paerlebnis berausdit oder gibt sidi 
so und klappert das ganze Jahr 
über die Veranstaltungen ab, um 
in vielen Diskussionen seinen stan­
dardisierten Ceterum censeo-Bei- 
trag zu liefern. Meistens steht ihm 
ein fertiges, auf allen Gebieten ge­
eintes Europa so deutlidi vor dem 
geistigen Auge, daß er sidi mit 
dem W ege dahin nidit mehr ab­
geben mag. Dann aber wird der 
ganzen Veranstaltung u. U. das 
Prädikat .verstiegen“ zuteil, und 
die die H örer entsendenden In­
stanzen knöpfen die Tasdien zu. 
Oft zu Unredit, weil abseits der 
europäisdien Esdiatologen dodi 
sehr viel geistige Arbeit vor sidi 
geht und in hundert und aber­
hundert Zirkeln dargeboten wird. 
Der freie Stil, beispielsweise des 
sog. „Salzburg Seminar in Amer­
ican Studies“, hat sidi durdiaus 
bewährt. Teilnehmer seiner Kurse 
befinden sidi heute in den mei­
sten europäisdien Institutionen po­
litisd ier und w irtsdiaftlidier Art.

Sonderfa ll!
V erw altungsw issenschaft

Auf einem Gebiet allerdings 
sdieint eine direkte Verankerung 
bei den europäisdien Behörden ge­
boten zu sein, näm lidi bei der Ver- 
w altungswissensdiaft der obersten 
Stufe. H ier besitzt je tzt der fran­
zösisdie Staat einen Vorsprung, 
der es möglidi madit, daß ziemlidi 
junge Absolventen (z.B. die be­
rühm ten Finanzinspekteure) in hohe

^U e* t4 ie
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ste llen  der europäischen Behörden 
einrücken, w ährend sich die ent­
sprechenden Bewerber anderer Na­
tionen dieselbe Ausbildungsstufe 
erst nach der sog. zweiten Staats­
prüfung im praktischen Vollzug 
verschaffen können und deshalb 
m eistens ä lter sind, ehe sie für 
die gleichen gehobenen Positionen 
in Betracht kommen.

Sicherlich gelangt nur eine sehr 
gesiebte Ausw ahl zu dieser fran­

zösischen überhochschulmäßigen 
Spezialausbildung. Das Sieb dürfte 
in den anderen Zugängen zu einer 
europäischen Hohen Schule der 
politischen W issenschaften nicht 
weitmaschiger sein. Aber wenn es 
gleichwertig wäre, sollte eine ge­
meinsame europäische Verwaltungs­
ausbildung stattfinden können, die 
manches Unbefriedigte gerade in 
der supranationalen Hierarchie aus­
schalten würde. (-wh-)

Freizügigkeit und Kulturpolitik

D ie  praktische A usnutzbarkeit der 
theoretisch möglichen, vertraglich 
vere inbarten  und konjunkturell 
p ropagierten  Freizügigkeit der Ar­
beitskräfte innerhalb des europä­
ischen W irtschaftsraum es läßt noch 
viel zu wünschen übrig. Es stehen 
noch große H indernisse im Weg.

D ie  so z ia len  u n d  adm in istra tiven  
Schw ierigkeiten

Dabei scheinen uns die beste­
henden Unterschiede im sozialen 
S tatus und  im Lebensstandard nicht 
von so ausschlaggebender Bedeu­
tung zu sein, denn wenn es zu 
einer wirtschaftlichen Lebensge­
m einschaft in Europa kommt, dürf­
ten sich diese Differenzen bald 
ausgleichen. Auch die soziale Ge­
setzgebung wird unter dem Ein­
fluß der Gewerkschaften bestrebt 
sein, sich ,nach dem höchsten sozia­
len N iveau  auszurichten. Die Un­
terschiede in  der administrativen 
Behandlung von zugewanderten 
A rbeitskräften  müssen allerdings 
hinsichtlich der Aufenthalts- und 
A rbeitsgenehm igungen und des 
Zuzugs von  Familienangehörigen 
mit gutem  W illen und mit größerer 
Bereitw illigkeit als bisher beseitigt 
w erden. Dabei dürfte audi die 
A ngst vor konjunkturellen Um­
schwüngen keine Rolle mehr spie­
len, denn in einem gemeinsamen 
W irtschaftsraum  darf es keine 
F r e m d  arbe iter mehr geben, die 
man je  nach der K onjunktur pous­
sieren  oder diskriminieren kann.

V oraussetzungen  d er F reizügigkeit

Viel schwerwiegender als diese 
noch bestehenden äußeren Unter­
schiede dürften aber die ungleichen 
V oraussetzungen für eine weitge­

hende Ausnützung der Freizügig­
keit sein. Das sind die U nter­
schiede im Ausbildungsgrad und 
im Bildungsniveau. Diese Frage 
berührt aber in starkem Maße ku l­
turpolitisches Gebiet, das bisher 
einer strengen föderalistischen Un­
antastbarkeit unterworfen war. 
Man befürchtet mit Recht, daß durch 
eine zentralistische Uniformierung 
auf kulturpolitischem Gebiet eine 
Verarmung in der bunten Vielfäl­
tigkeit der N ationen _und schließ­
lich des Kontinents eintreten könne, 
die dem Leben erst seinen Reiz 
gibt. W ir wollen nicht bestreiten, 
daß eine solche Verarmung be­
dauerlicherweise auf einer Reihe 
von Gebieten bereits eingetreten 
ist, die allerdings nicht ausgespro­
dien in den Bereich der Kultur­
politik gehören: Denken wir an 
die Speisekarten aller Gaststätten, 
an die Gleichmäßigkeit der euro­
päischen Kleidung, an die Unifor­
mität des behördlichen Formular­
wesens usw.

D er ku ltu rpolitische A ppara t 
und sein  In h a lt

W enn wir uns überlegen, was 
der Sinn und das Ziel einer Ko­
ordinierung von Bildung und Aus­
bildung sein soll, nämlich die Er­
leichterung der Freizügigkeit, so 
wird es uns klar, daß wir auf die­
sem kulturpolitischen Gebiet scharf 
unterscheiden müssen zwischen Bil­
dungsweg, Bildungsziel und Bil­
dungsgut. Es w ürde die Freizügig­
keit außerordentlich erleichtern, 
wenn w ir wissen, daß im europäi­
schen Gesamtgebiet ein bestimmter 
Bildungsweg zu einem annähernd 
gleichen Bildungsziel führt, wobei 
der Begriff Bildungsziel hier aus­

schließlich formal definiert sein 
soll. Das Bildungsgut, das zu dem 
Bildungsziel führt, kann nach Land­
schaft und Region weitaus dif­
ferenziert sein. Man muß nur wis­
sen, daß ein gewisser Bildungsweg 
zu der Reife und Befähigung führt, 
gewisse Erkenntnisse gleichen N i­
veaus zu erarbeiten. Es müßte den 
Pädagogen nicht allzu schwer fal­
len, selbst bei sehr verschiedenem 
Bildungsgut einen W eg zu zeigen, 
der zu einem gleichmäßigen Bil­
dungsniveau führt.

Es mag sein, ■ daß diese Unter­
schiede bei der Betrachtung der 
Fachausbildung nicht so klar her­
vortreten wie auf dem Gebiet der 
Bildung, weil sich dort mitunter 
das Bildungsgut mit dem Bildungs­
ziel vermischt. Ich möchte aber 
glauben, daß die Grundforderun­
gen, die man an den Erwerb von 
Fähigkeiten und Kenntnissen und 
deren Anwendung im Rahmen der 
Fachausbildung stellt, sich ähnlich 
in formale und m aterielle Aufga­
ben des Bildungsguts unterscheiden 
lassen. Auch bei der Ausbildung 
soll man durch ein gewisses Bil­
dungsgut befähigt w;erden, sich in 
neue Aufgaben einzuarbeiten und 
sich mit neuen Situationen ausein- 
anderzusetzen.

D ie V ie lfa lt d er  M en ta litä t

Mit der Beschränkung der zu ko­
ordinierenden Maßnahmen auf den 
Bildungsweg und das formale Bil­
dungszielkönnen wir die kulturelle 
Vielfalt, wie sie sich bei der Inte­
gration verschiedener N ationalitä­
ten anbietet, erhalten und frucht­
bar zur Steigerung des Leistungs­
effekts ausnutzen. Auf keinen Fall 
dürfen wir in den Fehler verfallen, 
die M entalität der Menschen gleich­
schalten zu wollen, denn nur darin 
läge die befürchtete kulturpoliti­
sche Uniformierung. Es mag aller­
dings zutreffen, daß Reibungen 
zwischen einheimischen und zuge­
wanderten Arbeitern, von denen 
man gelegentlich hört, gerade auf 
die unterschiedliche M entalität zu­
rückzuführen sind. Das ist aber 
unsere eigene Schuld. W ir müssen 
mit aufgeschlossener Bereitwillig­
keit dem „Andersartigen" im Men­
schen begegnen und in  seiner 
Eigenart anerkennen. Dann können 
wir davon lernen, und dann dürfte
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es auch, nicht sdiwer sein, gewisse 
Untersdiiede im Ausbildungsniveau 
anzugleidien. W ir müssen uns vor 
der überheblid ikeit hüten, daß das, 
w oran wir uns gewöhnt haben, 
das Normale und Erstrebenswerte 
sei. Leider ist gerade bei uns Deut­
sdien die Neigung nadi einem

soldien kulturellen Snobbismus be­
sonders groß. W ir müssen uns 
daran gewöhnen, daß „am deut­
sdien W esen nidit alles genesen 
kann“. W ir können das Fremde 
audi anerkennen, wenn wir die 
Einriditungen der engeren Heimat 
aditen und lieben. (h)

Eltern fordern Angleidiung I

D eu tsd ilan d  ist nadi dem Krieg 
nidit nur politisdi zersdilagen wor­
den, sondern hat audi auf den 
meisten anderen w iditigen Gebie­
ten seine Einheit verloren. Von 
dieser Entwidclung ist das Erzie­
hungswesen — soweit es nidit an 
sidi sdion immer red it vielgestal­
tig w ar — nid it versdiont geblie­
ben, und viele Kinder, die in den 
Jahren  nadi Kriegsende zur Sdiule 
gekommen sind, haben die Folgen 
der Niederlage b itter büßen müs­
sen. Die Umsdiulung eines Kindes 
aus einem norddeutschen Land in 
ein süddeutsdies stößt_JnfoIge der 
V ersdiiedenartigkeit des Sdiul- 
systems auf erhebliche Sdiwierig­
keiten. Eine bundeseinheitlidie Re­
gelung des Schulwesens ist aber 
n id it möglidi, weil das Grundge­
setz dem Bund die Kulturhoheit 
nidit zugebilligt hat. Um aber 
trotzdem eine gewisse Einheitlich­
keit zu erreidien, haben die Bun­
desländer die „Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Bundeslän­
der in der Bundesrepublik Deutsdi­
land" gegründet. Die Konferenz 
hat sdion viele Vorsdiläge ge­
madit, die trotz der Beibehaltung 
des föderalistisdien Prinzips eine 
gewisse V ereinheitlidiung der Bil­
dungswege anstreben.

D as G rundichulproblem

Vor allem bei der Frage, ob die 
Kinder nad i dem 4. oder nadi dem
6. Grundschuljahr in die Höhere 
Sdiule überw ediseln sollen, müßte 
eine einheitlidie Regelung getrof­
fen werden, um zu vermeiden, daß 
sidi das föderalistisdie Prinzip 
übersdilägt. Denn einem Kind, das 
in einem Land erst nach sedis- 
jähriger Grundsdiulzeit in die 
H öhere Sdiule aufgenommen w er­
den kann, wird es — wenn die 
Eltern etwa zu dieser Zeit an 
einen anderen O rt mit v ierjähri­

ger Grundsdiulzeit ziehen — in 
den meisten Fällen unmöglidi sein, 
ohne Zeitverlust den Ansdiluß zu 
finden.

D as A usleaeverfahren

Aber n id it nur der Zeitpunkt, 
sondern auch das A usleseverfah­
ren für den Besudi einer w eiter­
führenden Sdiule sollte vereinfacht 
werden. Dabei kommt m. E. der 
Mittelschule eine immer größere 
Bedeutung zu, weil das frühere 
Ideal einer hohen Allgemeinbil­
dung nicht mehr maßgebend ist, 
vielmehr das Berechtigungswesen 
von den Eltern — und auch von 
anderen Stellen — für wichtiger 
genommen wird. H ier müßte eine 
V ereinheitlidiung zumindestens im 
Bildungsziel angestrebt werden, 
selbst wenn beim föderalistischen 
Aufbau der Bundesrepublik Unter­
schiede in der O rganisation des 
Mittelschulwesens bestehen blie­
ben. H ier w äre auch eine Aufein­
anderabstimmung zwischen den 
sechs Staaten der Europäischen 
W irtschaftsgemeinschaft zu fordern.

K oord in ieru n g  H öherer Schulen

Die meisten Schwierigkeiten be­
reitet jedoch, eine Koordinierung 
der Höheren Schulen. Die Auftei­
lung der Bundesrepublik in vier 
Besatzungszonen nach dem Krieg 
hatte dazu geführt, daß es damals 
mehr als 40 Formen allein der 
Höheren Schule gab, die sich vor 
allem durch ihre Bildungspläne, die 
Anzahl der Unterrichtsstunden für 
die einzelnen Fächer sowie die 
Zahl der Fremdsprachen und deren 
Reihenfolge unterschieden.

Die Schwierigkeiten, die sich 
daraus beim Übergang auf eine 
andere Höhere Schule ergaben, 
waren red it groß und führten 
häufig zum V erlust eines ganzen 
Schuljahres.

Zur Beseitigung dieser Erschwer­
nisse schlossen die Bundesländer 
am 17. 2.1955 ein Abkommen über 
die Vereinheitlichung des Schulwe­
sens. Trotz allen guten W illens der 
Länderregierungen, das Höhere 
Schulwesen auf v ier bzw. sechs 
Schultypen zu beschränken (Alt- 
sprachlidies Gymnasium, Neu- 
spraciiliches Gymnasium mit je  9 
Schuljahren, Mathematisch-Natur- 
wissenscäiaftliches Gymnasium mit 
9Sdiuljahren, Neusprachliches Gym­
nasium mit 7 Schuljahren, Mathema­
tisch-Naturwissenschaftliches Gym­
nasium mit 7 Sdiuljahren und Mu­
sisches Gymnasium), ist das prak­
tische Ergebnis nicht sehr vielver­
sprechend.

Von einem gemeinsamen Bil­
dungsziel kann bei den vielen 
Schultypen, deren Stunden- und 
Bildungspläne außerdem noch große 
Unterschiede aufweisen, nicht ge­
sprochen werden. Darin spiegelt 
sich, wie schon erwähnt, die Tat­
sache wider, daß es kein einheit­
liches Bildungsideal mehr gibt, das 
sozusagen um seiner selbst willen 
angestrebt wird. (Gibt es das wirk­
lich nicht? — die Red.) Das Abitur 
bedeutet heute praktisch nichts an­
deres mehr als die Zulassung zur 
U niversität und damit zu dem er­
w ählten Beruf.

N icht zu m  A b itu r befäh ig t . . .

Fachleute haben sich dafür aus­
gesprochen, die Möglichkeit eines 
sinnvollen Abschlusses für die Kin­
der zu schaffen, bei denen es sich 
während des Besuchs der Höheren 
Schule herausstellt, daß sie nicht 
zum Abitur befähigt sind. Sie schla­
gen hierfür einen eigenen M ittle­
ren Abschluß unter Begrenzung der 
Pflichtfächer und der Stoffmenge 
vor. A ber gerade bei der Frage, 
was die Höhere Schule um ihres 
Zieles willen fordern muß, liegt 
der Angelpunkt für die Schulre­
form. Als Beispiel hierfür seien die 
Fremdsprachen angeführt.

D ie le id igen  F rem dsprachen . . .

Bisher hat man sich nicht darüber 
einigen können, wieviele und wel­
che Fremdsprachen und in  welcher 
Reihenfolge sie auf der Höheren 
Schule gelehrt werden sollen. Die 
Hauptschwierigkeiten w erden auch 
in Zukunft im Fächer-Egoismus der

40 0 1 9 6 1 /IX



Spezialisten liegen, weil diese ihre 
Stunden für die wichtigsten halten. 
Und gerade h ier müßte eine Eini­
gung nicht nur in  der Bundesrepu­
blik, sondern auch innerhalb der 
Europäischen W irtschaftsgemein­
schaft verhältnism äßig leicht zu 
erreichen sein, nicht nur, weil es 
sich um eine verhältnism äßig kon­
krete  A ngelegenheit handelt, son­
dern auch deshalb, weil über die 
W ichtigkeit und damit auch über 
die Reihenfolge der Sprachen bei 
ob jek tiver Beurteilung kaum Mei­
nungsverschiedenheiten bestehen.

A n dere  B ildungsw ege

Einigung steht auch noch aus 
über das Wirtschaftsgymnasium 
bzw. die W irtschaftsoberschule. 
D ieser neueingeführte Schultyp bie­
te t ebenfalls eine günstige Gele­
genheit zur Zusammenarbeit.

Auf den „Zweiten Bildungsweg“ 
und den „Dritten Bildungsweg" 
(Sonderreifeprüfung, Abendgymna­
sium, H öhere Fachschule, Berufs­
aufbauschule für Facharbeiter) ein­
zugehen, dürfte sich erübrigen, weil 
diese Institutionen im gesamten 
Schulwesen keine allzu große Be­
deutung beanspruchen können, so 
wichtig sie für den einzelnen auch 
sein mögen. H ier spielt die an sich 
erstrebensw erte Koordinierung des­
halb auch nicht die gleiche Rolle 
wie bei den normalen Schularten.

E in W eg zu r R eform  ?

Ein W eg für eine Reform scheint 
in den V ereinbarungen festgelegt 
w orden zu sein, die die Kultusmi­
n ister der Bundesländer am 20.9.

1960 getroffen haben. Ziel dieser 
Neuordnung ist es, die Schüler zu 
einer größeren wissenschaftlichen 
Selbständigkeit zu erziehen, damit 
sie auf der Hochschule den Anfor­
derungen des Studiums schneller 
gerecht w erden können. Im ein­
zelnen sind u. a. vorgesehen: Be­
schränkung der Zahl der U nter­
richtsfächer, Beschränkung des 
Lehrstoffs durch paradigmatische 
(exemplarische) Auswahl und Bil­
dung von Schwerpunkten, Um­
wandlung von Pflichtfächern in 
Wahlpflichtfächer und Umwand­
lung von Pflichtfächern in freiwil­
lige Fächer.

Es scheint, daß sich diese Ziele — 
zumindest in  absehbarer Zeit — 
kaum erreichen werden lassen. 
Und doch muß man die Frage stel­
len: W arum sollte es unmöglich 
sein, diese praktisdien Vorschläge 
innerhalb der Bundesrepublik zu 
verwirklichen, wenn man auf ande­
rem Gebiet immerhin eine gewisse 
Einheitlichkeit, z. B. der Investiti­
onspolitik — sogar innerhalb der 
EWG, also eines w eitaus größeren 
Bereichs — erzielt hat.

Faßt m an das Ergebnis dieser 
Betrachtungen zusammen, so er­
gibt sich, daß eine Reihe von For­
derungen gestellt werden müssen, 
um das Schulwesen innerhalb der 
Bundesrepublik besser aufeinander 
abzustimmen als bisher. Die. For­
derungen scheinen auch dann nicht 
unerfüllbar zu sein, wenn man dem 
Grundsatz treu bleibt, daß die Kul­
turhoheit weiterhin von den Bun­
desländern ausgeübt wird.

Von großer W ichtigkeit ist auch 
eine gewisse Übereinstimmung im 
Schulwesen der EWG-Länder. Sie 
könnte m. E. fast leichter erreicht 
werden als in der Bundesrepublik 
Deutschland, weil es sich hierbei 
zunächst einmal nicht so sehr darum 
handelt, die Bildungsspläne im ein­
zelnen aufeinander abzustimmen 
und sie mit dem gleichen Geist zu 
füllen, sondern m ehr um die for­
male Anerkennung der Schularten 
(bzw. der Abgangszeugnisse) des 
einen Landes durch das andere 
M itgliedsland. Es ist hierbei weni­
ger an die Berechtigung gedacht, an 
U niversitäten des anderen Staates 
zu studieren, sondern eher an die 
vielen Möglichkeiten unm ittelbar 
berufsbildender Schulen, die bei 
dem ständig größer werdenden 
Austausch von A rbeitskräften so­
wie bei der zunehmenden Verflech­
tung und gegenseitigen Abhängig­
keit der W irtschaftszweige in den 
sechs Staaten immer m ehr Bedeu­
tung erhalten. W enn wir h ier nicht 
mit Tatkraft zupacken, um das Aus­
bildungswesen souverän in euro­
päischem Geist zu ordnen, w ird uns 
die Technik dazu zwingen.

Es ist nicht eim usehen, -weshalb 
es in den sechs Staaten der Euro­
päischen W irtschaftsgemeinschaft 
nicht auch im Schul- und Ausbil­
dungswesen zu einem gleichmäßi­
gen Erkennen und Denken kom­
men sollte, nachdem man auf w irt­
schaftlichem und wirtschaftspoliti­
schem Gebiet, ja  sogar in der Poli­
tik, eine Zusammenarbeit erreicht 
hat, die noch vor zwei Jahrzehn­
ten undenkbar war. (F.K. Sch.)

Bekämpfung der britischen Währungskrise

P eriodische W ährungskrisen sind 
ein nur allzu bekanntes Phäno­

men des englischen W irtschafts­
lebens seit dem Krieg und fast un- 
vermeidlidi, solange der ganze 
H andel des Sterlingsblocks aus ab­
solut unzureichenden Devisenreser­
ven finanziert werden muß.

Ursache: A b flu ß  frem der G elder

Die jüngste W ährungskrise über­
raschte nur insofern, als sie zu einer 
Zeit einsetzte, in der die britische

Industrieproduktion als Ganzes 
stagnierte und einige der wichtig­
sten W irtschaftszweige sogar unter­
beschäftigt waren. Ihre d i r e k t e  
Ursache ist denn auch nicht in ei­
nem Konsumüberhang als Folge 
überhöhter Löhne zu finden, son­
dern in dem Abfluß fremder Gel­
der, der im Februar einsetzte und 
im Ju li zum größten W ährungsab­
fluß innerhalb eines Monats seit 
über zehn Jahren  führte. In run­
den Ziffern nahm  London 1960

600 Mill. £  „heißen“ Geldes auf; 
davon dürften bis Ende Ju li etwa 
500 Mill. £  das Land oder — ge­
nauer gesagt — den Sterlingbe­
reich verlassen haben, wenn auch 
ein Teil davon gemäß dem Baseler 
Abkommen von europäischen Zen­
tralbanken absorbiert wurde. Der 
Rückgang der W ährungsreserven 
im Ju li war um so größer, als die 
Bank von England einen Teil der 
Sterlingguthaben, die sie früher 
von anderen N otenbanken erwor­
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